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Sinn und Unsinn – ein kritischer Kommentar

Karl Mai

Halle, den 18.11.00

Prof. Hans-Werner Sinn, Chef des ifo-Instituts in München, trat kürzlich mit einer Studie zu

„Zehn Jahre deutsche Wiedervereinigung“ 1 auf, in der seine aktuellen kritischen Erkenntnisse

vorgetragen werden. Hier vertritt er die kaum verbreitete Einsicht:

„Statt zusammenzuwachsen driften die beiden Teile Deutschlands schon seit vier Jahren

auseinander,“ (S. 14) insofern „ ...ist die Vereinigung ökonomisch misslungen.“ (S. 10)

Nach solch drastischer Sichtweise erhofft man sich tiefergreifende Erkenntnisse zu den

Chancen für eine strategische Wende in der Wirtschaftspolitik für Ostdeutschland.

Im folgenden einige ausgewählte, keineswegs erschöpfende kritische Anmerkungen, die nur

einige seiner erörterten Aspekte betreffen:

Zum Produktivitätsrückstand Ost

Prof. Sinn nimmt zur Demonstration seiner Logik den Stand der „gesamtwirtschaftlichen

Produktivität“ in Ost-West Relation zum Ausgangspunkt seines Urteils über die vorgeblich

viel zu hohen Ostlöhne. Nachdem er feststellte, dass diese Produktivität seit 1995 stets unter

der magischen Grenze von 60 % liegt (S. 15) und keinen Aufwärtstrend mehr zeigt, vergleicht

er damit die „ostdeutschen Lohnkosten je Stunde im verarbeitenden Gewerbe“, die ebenfalls

seit 1995 sich fast konstant bei 71,8 % des Westniveaus bewegen. Damit bildet er eine stabile

„Lücke“ von ca. 12 % ab, um die diese Löhne über dem Produktivitätsniveau Ost verharren –

„ganz offenkundig zu wenig Spielraum für rentable Investitionen“ (S. 18). So folgt daraus ein

Argument für erforderliche stabile Lohnzurückhaltung Ost, um rasch die regionalen

Standortbedingungen „durch eine Lohnzurückhaltung korrigieren“ zu können (S. 20)

Bei näherer Betrachtung stellt man aber fest, dass die „gesamtwirtschaftliche Produktivität“

auf der Basis „je Erwerbsfähigen“ errechnet wurde, d.h. die gesamte Unterbeschäftigung (und

hierbei insbesondere die Arbeitslosen) und sonstige Nichtbeschäftigten das Ergebnis stark

beeinflussen müssen. Da jedoch die ostdeutsche Unterbeschäftigung einen weitaus höheren

Anteil an den „Erwerbsfähigen“ als vergleichsweise die westdeutsche hat, drückt sie das
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Ergebnis deutlich nach unten und erhöht damit rein statistisch den „Produktivitätsrückstand

Ost“. Auf der Basis „BIP je Beschäftigten“ oder noch besser „BIP je Arbeitsstunde“ würde

daher der Vergleich einen geringeren oder exakteren Rückstand ausweisen: immerhin wird

das BIP nicht durch die Nichtarbeit der Unterbeschäftigung erzeugt.

Dies zeigt schon, wie anfechtbar der von Prof. Sinn hier gezeigte angebliche Ost-West-

Vergleich der Produktivität sein muss, der sich über die krassen innerdeutschen Unterschiede

des Arbeitsmarktes hinwegsetzt. Es ist kein Missverständnis, denn Sinn bekräftigt noch

einmal: „Nur ein Vergleich zwischen den Lohnkosten pro Zeiteinheit und der

gesamtwirtschaftlichen Produktivität, die unter Einschluss aller erwerbsfähigen Personen

gemessen wird ... führt zu einer korrekten Einschätzung der Problemlage.“ (S. 20)

So kommt man nicht umhin, die aktuellen Angaben des BMWi heranzuziehen, die zu anderen

Aussagen führen. Hier werden „je Erwerbstätigen“ (nicht Erwerbsfähigen) die Ergebnisse zur

volkswirtschaftlichen Produktivität im Verhältnis zum BIP (auf konstanter Preisbasis 1995)

mit der Ost-West-Relation von 66,6 % exakter ausgewiesen. 2 Man sieht: Das Ergebnis liegt

schon günstiger, obwohl auch die Teilbeschäftigung sich hierin noch auswirkt.

Allerdings bleibt es logisch unbegründet, wieso das Lohnniveau eines bestimmten

Wirtschaftszweiges (wie hier das verarbeitende Gewerbe im Ost-West-Vergleich) mit der

gesamtwirtschaftlichen Produktivität bemessen werden soll: entscheidend für die Bewertung

des Lohnniveaus eines Zweiges kann nur die Netto-Wertschöpfung dieses Zweiges (im Ost-

West-Vergleich) sein.

Zu den Lohnstückkosten Ost

Die Lohnstückkosten Ost als Kriterium für die Wettbewerbsfähigkeit werden von Prof. Sinn

glatt negiert: „Dies Argument ist falsch, weil es den unmittelbaren Einfluss der Löhne auf die

gemessene Arbeitsproduktivität übersieht.“ (S. 19) Hier ist zwischen Behauptung und

Begründung zu trennen: die Aussage in der Begründung zum „unmittelbaren Einfluss der

Löhne auf die gemessene Arbeitsproduktivität“ trifft dort zu, wo allein der Lohn direkt die

Höhe der „Wertschöpfung“ bestimmt – wie z. B. im Bereich „Staat“. Ansonsten ist der Lohn

als Bestandteil der Netto-Wertschöpfung insgesamt im BIP enthalten, mithin kein expliziter
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Faktor in der Berechnung der Arbeitsproduktivität – und dies trifft für alle produzierenden

Bereiche gleichermaßen zu.

Dagegen ist die Aussage, „dies Argument ist falsch“, im Kern unzutreffend. Insofern irrt Prof.

Sinn: die „Arbeitsproduktivität“ selbst ist ein Quotient aus BIP (zu konstanten Preisen) und

Arbeitszeitvolumen. Lohnänderungen sind in diesem Quotienten gar nicht explizit  enthalten,

weil sie in konstanten Preisen nicht zum Ausdruck kommen.

Dies schließt nicht aus, dass es indirekte Rückwirkungen von Arbeitszeitverkürzungen auf die

Stundenlöhne oder von Lohnänderungen auf die Arbeitszeiten pro Tag oder auf das gesamte

Arbeitszeitvolumen (und damit auf die Produktivität) gibt – aber Rückkopplungen sind

zwischen anderen Faktoren oder Leistungsgrößen in der Wirtschaft auch existent. Eine

Kennzahl Lohnstückkosten kann nur das direkt widerspiegeln, was in ihren Parametern selbst

ausgesagt wird. (Übrigens: Die zuvor von Prof. Sinn so bevorzugte „gesamtwirtschaftliche

Produktivität“, die angeblich allein korrekt sein soll, enthält im Zähler des Quotienten mit der

Größe BIP genau direkt die dort enthaltenen staatlichen Personalkosten (Lohnkosten) als

Ausdruck für die eigene „Wertschöpfung“ des Staates. Dies hat Prof. Sinn irgendwie

übersehen.)

Prof. Sinn beendet seine Argumentation gegen die Rolle der Lohnstückkosten mit der

vernichtenden Bemerkung: „Nichts, aber auch gar nichts wird durch das Niveau dieser Kosten

angezeigt.“ (ebd.) Eine glatte Enthauptung der Funktion, die man den Lohnstückkosten

bislang in vielen volkswirtschaftlichen, aber insbesondere in betriebswirtschaftlichen (und

gewerkschaftlichen) Analysen der unternehmerischen Wettbewerbsfähigkeit zugebilligt hat.

Es gilt nun den Hintergrund dieser Argumentation von Prof. Sinn aufzuzeigen. Er schreibt:

„Die Lohnstückkosten sind als Quotient aus den Lohnkosten je Zeiteinheit und der

Arbeitsproduktivität definiert. Verdoppelt ein Land die Lohnkosten je Zeiteinheit, so

vernichtet es die minder produktiven Betriebe und erhöht die durchschnittliche Produktivität

der verbleibenden und statistisch noch erfassten Betriebe.“ (S. 20) Richtig, genau dies ist aber

der spontan regulierende Effekt eines Wettbewerbskriteriums auf dem freien Markt!

Abgesehen davon, dass praktisch „eine Verdopplung der Lohnkosten je Zeiteinheit“ als

schlagartiger Vorgang nirgendwo vorkommt, bildet jeder Lohnkostenanstieg ein starkes

Motiv zur Rationalisierung gerade auch für die „minder produktiven Betriebe“, und insofern

haben sie die Chance, durch raschere Produktivitätssteigerung nicht vernichtet zu werden.
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Nun sind also die Einflüsse der Löhne auf die gemessene Arbeitsproduktivität ein Faktor

außerhalb der Definition und mithin kein logisches Argument gegen die Bewertung des

Kriteriums der „Lohnstückkosten“. Dann müsste man analog auch die „Stückgewinne“ und

ihre Veränderung als ökonomisches Kriterium der Wettbewerbsstärke verbannen. Außerdem

ist bekannt, dass die volkswirtschaftliche Statistik im internationalen Vergleich die

Entwicklung und das Niveau der „Lohnstückkosten“ allgemein als ein Hauptkriterium

heranzieht. Hier zeigt sich: auch das Argument Prof. Sinns gegen die „Lohnstückkosten“

erweist sich als sinnlos.

Zur „Lohn-Produktivitätslücke Ost“

Das BMWi hat jetzt nach der ESVG 1995 die Berechnung der Lohnstückkosten im Ost-West-

Vergleich neu vorgelegt. 3 Für die Gesamtwirtschaft Ost beträgt die negative Lohn-

Produktivitäts-Lücke im Jahre 1999 zwar noch -13 %, dagegen im Produzierenden Gewerbe

nur noch -1,8 % - und im Verarbeitenden Gewerbe ebenfalls nur noch -1,8 %. In der

Bauwirtschaft bestand 1999 jedoch eine positive Produktivitätslücke von +3,5 %, d.h. hier

liegt Ostdeutschland sogar günstiger. 4

Dies dürfte auch der taktische Anlass sein, der Prof. Sinn gegen die Aussagefähigkeit der

Lohnstückkostenentwicklung im ostdeutschen Produzierenden Bereich  „zu Felde ziehen“

lässt – denn hier liegen die wahren Interessen. Im Verarbeitenden Gewerbe Ost ist mit -1,8 %

die 1999 noch vorhandene negative Lohn-Produktivitätslücke schon kein gravierendes

Argument mehr, denn mit einer weiteren Produktivitätssteigerung ist hier durchaus zu

rechnen. Da „macht es sich besser“, die niedrigere gesamtwirtschaftliche Produktivität Ost

vorzuschieben und aus dieser Sichtweise für eine nachhaltige Lohnzurückhaltung in jedem

Wirtschaftszweig zu werben.

Allerdings trägt Prof. Sinn auch nichts dazu bei aufzudecken, wie es möglich ist, dass im

Produzierenden Gewerbe Ost (einschließlich der Bauwirtschaft) die Lohn-Produktivitätslücke

mit – 1,8 % derartig gering ist, die gesamtwirtschaftliche Lohn-Produktivitätslücke aber mit

-13,4 %  5 noch soweit auseinander klafft. Hier würde eine Differentialanalyse der Zweige

einschließlich der Wohnungsvermietung, des Verkehrswesens und der Strukturunterschiede

innerhalb des produzierenden Bereiches Ost sowie zusätzlich der „Wertschöpfung des

                                                     

3 BMWI, „Wirtschaftsdaten Neue Länder“, Juli 2000 S. 8
4 Dies seit 1994 in Folge, allerdings mit wechselnder, zuletzt wieder abnehmender positiver Differenz.
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Staates“ deutlicher machen, woraus diese hohe Lücke eigentlich sachlich und

methodologisch-statistisch resultiert. Diese Analyse würde aber das von Prof. Sinn benötigte

Argument der weiteren Lohnzurückhaltung Ost letztlich vollends entwerten. Hierzu verweise

ich aus Platzgründen auf die jüngere Literatur zu diesem speziellen Problem. 6 Daher nur

soviel: die niedrigere volkswirtschaftliche Produktivität Ost hängt zum bedeutenden Teil

direkt von der immer noch niedrigeren Tarifentlohnung im Öffentlichen Dienst der neuen

Bundesländer ab.

Zur EU-Osterweiterung

Prof. Sinn plädiert dringlich für die Reduzierung der Lohnzuwächse, der Sozialrenten, der

Sozialtransfers ... Er drängt auf Tempo bei den Reformen. „Die Osterweiterung der EU wird

aller Wahrscheinlichkeit nach zu einem sehr starken Wettbewerb im Niedriglohnsektor

führen, der durch Billigimporte und die Zuwanderung von Gastarbeitern angefacht wird. Zur

Zeit sind die fünf neuen Länder die am wenigsten wettbewerbsfähigen Regionen der EU.

Werden die nötigen Reformen nicht rechtzeitig eingeleitet, wird es sehr schwierig werden,

sich dem Klammergriff zwischen der hocheffizienten Wirtschaft des Westens und den

Niedriglohnanbietern im Osten wirtschaftlich zu behaupten. Die Zeit für Reformen wird

knapp.“ (S. 21)

Danke für diese Klarstellung: Ostdeutschland als „Kriegsschauplatz“ der Niedriglohnanbieter

– wir gehen harten Zeiten entgegen! Prof. Sinns Analyse der ostdeutschen Lage zeigt: Zeit

zum Aufholen der Entwicklungsrückstände in der volkswirtschaftlichen Leistung Ost wird

kaum noch objektiv gewährt sein. Um so schlimmer, dass die Politik es hingenommen hat,

dass faktisch seit 1995 die Investitionskurve im Verarbeitenden Gewerbe Ost schon wieder

nach unten zeigt.7 Derzeitig steuert die Bundesregierung einen riskanten Kurs zwischen der

raschen EU-Osterweiterung und der nachlassenden privaten Investitionsintensität im

ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbe.

Übrigens vermeidet es Prof. Sinn dann auch konsequenter Weise, aus der EU-Osterweiterung

bedeutende künftige Marktchancen für die ostdeutschen kleinen und mittleren Unternehmen

abzuleiten, wie sie gelegentlich öffentlich – auch vom Bundeskanzler - verheißen werden.

                                                                                                                                                                     

5 Diese Angabe folgt aus: BMWI, „Wirtschaftsdaten Neu Länder“, Stnd Juli 2000, S. 3
6 Vergl. hierzu: IWH, Forschungsreihe 5/1999, S. 127 ff.; Wolfgang Kühn, „Arbeitsproduktivität in der DDR und der
   ostdeutschen Wirtschaft heute“,1999 in: Pankower Vorträge, Heft 17; Wolfgang Kühn, „Arbeitsproduktivität im
   innerdeutschen Vergleich“ in: „WSI-Mitteilungen“, Nr. 3/1998
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Der Ausweg

Prof. Sinn betont: „Das gewaltige Ausmaß des Verbrauchsüberhangs ist und bleibt ein

ungelöstes Problem der Wiedervereinigung...“ (S. 12) Er beziffert diese Lücke zwischen

Eigenproduktion und Endverbrauch auf 210 Mrd. DM oder 46 % des derzeitigen ostdeutschen

BIP. Daraus folgt, „dass die ostdeutsche Wirtschaft weit davon entfernt ist, auf eigenen

Beinen stehen zu können.“ (ebd.) Hierin muss man ihm unbedingt zustimmen, aber diese

Auffassung ist vorherrschend, also keineswegs sensationell.

Die weiteren vorgelegten Fakten und Wertungen zur Stagnation des ostdeutschen

„Aufholprozesses“ bestärken noch die sich öffentlich anbahnende Erkenntnis, die Prof. Sinn

hervorhebt: „In dieser Situation muss man sehr grundsätzlich und ernsthaft über grundlegende

Reformen nachdenken, mit Hilfe derer nun endlich eine Wende in der Wirtschaftsentwicklung

erreicht werden kann.“ (S. 20) Dies ist zweifellos ein Appell an die „Reformpolitik“ der rot-

grünen Bundesregierung.

Diese Reformen sollten nach Prof. Sinn – „als Teil eines erfolgversprechenden

Reformpaketes“ - vor allem die Reduzierung der Transferzahlungen und auch die Änderung

in deren Verwendung zugunsten der noch benötigten Infrastrukturinvestitionen, ein neues

Sozialhilfesystem, den Abbau der Flächentarifverträge und die Einführung von

Sparlohnformen umfassen. Allerdings lässt er offen, wie hoch hier die realisierbaren Effekte

zugunsten eines höheren Wachstums der ostdeutschen Wirtschaft ausfallen könnten.

Immerhin wirken die empfohlenen vorgenannten Reduzierungen der konsumtiven

Massenkaufkraft keineswegs als Impuls auf dem ostdeutschen Binnenmarkt.

Positiv ist folgende generelle Feststellung von Prof. Sinn einzuschätzen: „...ein Aufholen der

ostdeutschen Wirtschaft ist undenkbar, wenn diese Wirtschaft nicht über einen längeren

Zeitraum hinweg durch Investitionen aufgebaut wird, die pro Kopf gerechnet höher als im

Westen sind.“ (S. 14) Inzwischen ist diese Kennzahl auf 88 % des westdeutschen Standes

abgesunken (1999). Und: „Die Schwäche der Ausrüstungsinvestitionen stellt eine echte

Bedrohung für den weiteren Aufholprozess dar...“ (S. 15) Ein erfolgversprechender Weg zur

raschen Forcierung der Ausrüstungsinvestitionen, vor allem in die Verarbeitende Industrie

Ost, wird jedoch nicht verdeutlicht – der Weg über permanente Lohnzurückhaltung

                                                                                                                                                                     

7 BMWi, „Wirtschaftsdaten Neue Länder“, Stand Juli 2000, S. 21
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mobilisiert keineswegs die objektiv erforderlichen Investitionsvolumina, wie nachfolgend

gezeigt wird. Außerdem schreckt Prof. Sinn offensichtlich vor einer überschlägigen

Größenabschätzung dringlich benötigter privater Ausrüstungsinvestitionen sowie zugehörigen

leistungsfähigen Finanzierungsquellen (andere Lösungsansätze) noch zurück. 8

Begrenztes eigenes Investitionspotential

Mehrjährig anhaltende fixierte Lohnzurückhaltung als Quelle für rasche Senkung der

Lohnstückkosten und für höhere Renditen eröffnen aber nur ein sehr begrenztes zusätzliches

Potential für weitere forcierte Industrieinvestitionen im Verarbeitenden Gewerbe Ost. Dies

wird deutlich, wenn man von der Bruttowertschöpfung Ost in diesem Zweig die

Arbeitnehmerentgelte abzieht und danach einen „Differenzposten“ erhält:  Die gesamte

Bruttowertschöpfung 1999 betrug nur ca. 57,0 Mrd. DM, die Arbeitnehmerentgelte liegen bei

ca. 45,9 Mrd. DM und die vorgenannten Bruttoeinkommenselemente der Arbeitgeber

betragen nur ca. 11,1 Mrd. DM. 9  – woraus letztlich wieder neue Bruttoinvestitionen maximal

getätigt werden könnten. Es ist illusorisch, dass dieser geringe „Investitionspool“ von nur ca.

11 Mrd. DM sich irgendwie schlagartig verdoppeln könnte, um eine neue Welle von privaten

Investitionen endogen zu induzieren. Ferner gilt es zu beachten, dass ein sehr hoher und

wachsender Anteil der Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe mit untertariflicher

Bezahlung (bereits seit 1991 ff.) entlohnt wird.

Ein hieraus resultierendes krasse Missverhältnis zwischen dem Volumen möglicher künftiger

Lohnkosteneinsparungen und von objektiv noch benötigten Investitionsvolumina für einen

rascheren Angleichungsprozess kann nicht übersehen werden. Letztere übersteigen bei

weitem die faktisch verfügbaren eigenen Finanzierungspotentiale im Verarbeitenden Gewerbe

Ost (nebst üblichen Kreditanteilen für die Investitionsfinanzierung), soweit sie aus

Lohnzurückhaltung resultieren könnten. Bezogen auf die derzeitige Jahreslohnsumme von ca.

45,9 Mrd. DM würde eine Stagnation jährlich weniger als eine Milliarde DM relative

Einsparung erbringen.  Auch dieser Sachverhalt weist sofort auf notwendige, umfangreiche

und anhaltende exogene Investitionsmittel für die privaten Industrieinvestitionen Ost (mit

Schwerpunkt innovative Exportindustrie) hin.

                                                     

8 Vergl. hierzu: Karl Mai, „Scheitern oder Vollendung der ostdeutschen Transformation?“, in: Sonderdruck
9 Daten und eigene Berechnung nach den Angaben in: IWH, „Wirtschafts im Wandel“, Nr. 12/2000, S. 340, 351, 352
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Prof. Sinn lässt nicht im geringsten durchblicken, welche anhaltend wirkende letzte Ursache

die zu geringe Investitionsneigung der westdeutschen Konzerne in Ostdeutschland hat, die

den Kapitalexport ins Ausland betreiben. Die pro Jahr gewaltigen Summen des westdeutschen

Kapitalexports  ins Ausland belegen, dass es keineswegs eine Frage fehlender flüssiger Mittel

ist, wenn die Investitionsneigung der Konzerne und Banken in die Verarbeitende Industrie Ost

auffallend nachlässt. Wie die Bundesbank ausweist, betrugen allein im Jahre 1998 die

Abflüsse in die deutschen Nettokapitalanlagen ins Ausland  immerhin 570 Mrd. DM, davon

160 Mrd. DM Direktinvestitionen. 10 Sofern wenigstens ein Zehntel dieser Direktinvestitionen

nach Ostdeutschland umgelenkt werden könnte, würde dies die Investitionen ins

Verarbeitende Gewerbe verdoppeln und ein forciertes Wachstum – in Verbindung mit einer

erfolgreichen Marktstrategie - ermöglichen. Leider zeigt Prof. Sinn diese Möglichkeit und die

Bedingungen ihrer Realisierung überhaupt nicht auf und beschränkt sich auf die zweifellos zu

geringen Effekte einer weiteren Lohnzurückhaltung Ost. Hierbei übergeht er völlig den

restriktiven Effekt von anhaltender Lohnzurückhaltung auf den Zuwachs an Massenkaufkraft

auf dem Binnenmarkt.

Ein Widerspruch

Fast eine Mystifikation erfährt die unzureichende Effektivität der Förderpolitik gegenüber der

ostdeutschen Wirtschaft durch die Formulierungen „dass die Förderung nur ein Strohfeuer

entfachen konnte. Warum es nicht zu einem Dauerbrand kam, bleibt eine offene Frage.“

(S.15) Die dringliche Analyse dieser Frage würde das Fiasko der Politik in der praktizierten

Form deutlicher offenbaren. Hieran ist Prof. Sinn weniger interessiert, daher unterlässt er auch

Hinweise auf die langjährigen kritischen Bewertungen der Förderpolitik und die

Änderungsvorschläge seitens anderer Forscher.11 Dies erleichtert ihm die Schlussfolgerung,

„die direkte Investitionsförderung“ in die private Wirtschaft ab 2004 weitgehend

abzuschaffen (S. 21) und investive  Transfers auf die „Ausgaben zum weiteren Ausbau der

Infrastruktur in den neuen Ländern“ zu konzentrieren.

Folgt man dieser Deutung, dann blieben künftig die Eigeninvestitionen in die private

Wirtschaft ohne direkte staatliche Investitionsförderung – dann ist es widersprüchlich, wie die

endogene Schwäche bei den ostdeutschen Ausrüstungsinvestitionen jemals hinreichend

                                                     

10 Bundesbankbericht 10/2000, S. 71*
11 Vergl. auch: IWH, Sonderheft 1/1998
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überwunden werden sollte, um ein anhaltend höheres Wachstum als in Westdeutschland

zugunsten der Angleichung Ost/West zu erreichen.

Zur Rentenhöhe Ost

In der Frage der Rentenhöhe geht Prof. Sinn von der pauschalen Vorstellung aus, dass das

Niveau ostdeutscher Renten generell höher ist als das westdeutscher. Und er fordert prompt:

„Außerdem sollten die ostdeutschen Renten auf das westdeutsche Rentenniveau  gesenkt

werden.“ (S.21)

Hier zeigt ein Blick in die offizielle Bundesstatistik, dass bezüglich des Rentenniveaus eine

grob falsche Aussage getroffen wurde. Für 45 anrechnungsfähige Versicherungsjahre liegt im

Jahre 2000 die westdeutsche Standardrente bei 2186 DM pro Monat, die ostdeutsche jedoch

nur bei 1902 DM. Die Relationen zum jeweiligen Nettoarbeitsentgelt liegen fast gleichauf. 12

Wenn hier Prof. Sinn aber auf die tatsächlich gezahlte Rentenhöhe Ost und West abheben

wollte, dann lässt sich ein pauschales Urteil überhaupt nicht rechtfertigen, weil es vor 1990

hohe strukturelle Unterschiede nach Versicherungsjahren, Geschlechteranteilen und

Beteiligungsgrad am SV-Versicherungssystem zwischen Ost- und Westdeutschland gab.

Außerdem müssten in die tatsächlich gezahlten Rentenhöhen auf westdeutscher Seite die

verbreiteten Betriebsrenten einbezogen werden, um zu vergleichbaren Aussagen zu kommen.

Hier führt Prof. Sinns Vorstellung von einer „Rentenniveausenkung Ost“ direkt zum Konflikt

mit der vertraglichen Zielstellung der deutsch-deutschen Sozialunion. Andrerseits gräbt er

damit allen Auffassungen das Wasser ab, die weitere Ost/Westangleichung der jeweiligen

Standardrenten vertreten. Geht man von den Vorstellungen eines künftig noch verfestigten

Niedriglohngebiets Ost aus, wonach die faktischen regionalen oder lokalen

Arbeitsverdienstbiographien der nachwachsenden Generation Ostdeutscher sich deutlich

negativ von den in Westdeutschland arbeitenden Bürgern unterscheiden, ist die Zementierung

eines künftigen ostdeutschen SV-Niedrigstrentengebietes politisch vorprogrammiert. Hier

hilft dann auch keine mögliche zusätzliche Privatrente aus dem sozialpolitischen Dilemma

einer tiefgehenden gesellschaftlichen Spaltung.

                                                     

12 BMA, „Statistisches Taschenbuch 2000“, Pkt. 7.10 A


